
Abstimmung staatliche Pensionskasse:  
Alles, was Sie darüber wissen müssen  
Am 1. Dezember wird das Volk zum achten Mal in diesem Jahr an die Urne gerufen. Die wichtigsten Fragen und Antworten.  

Valeska Blank 

Worüber stimmt das 
Land genau ab? 

Grundsätzlich über eine Geset-
zesänderung, konkret über die 
Abänderung des Gesetzes über 
die betriebliche Personalvor-
sorge des Staates (SBPVG). 
Geht es nach Regierung und 
Landtag, soll durch die Geset-
zesänderung ein Massnahmen-
paket ermöglicht werden, da-
mit die Stiftung Personalvorsor-
ge Liechtenstein (SPL) wieder 
auf eine solide Basis gestellt 
werden kann.   

Was ist die SPL? 

Die SPL ist die staatliche Pen-
sionskasse. Dort versichert 
sind nicht nur die Angestellten 
der Landesverwaltung, son-
dern auch Mitarbeitende zahl-
reicher anderer Organisatio-
nen und Unternehmen, etwa 
der Post, der LKW, der Finanz-
marktaufsicht, der Musikschu-
le oder des Landesspitals. Kurz 
gesagt: Angeschlossen sind öf-
fentliche Betriebe oder Unter-
nehmen, die sich mehrheitlich 
über Staatsbeiträge finanzie-
ren.  

Wie viele Versicherte 
und Rentner umfasst die 
SPL? 

Per Ende 2023 waren es  
3437 aktiv versicherte Perso-
nen. Dazu kommen 1204 Pen-
sionierte, die ihre Rente von  
der SPL beziehen (Verhältnis: 
2,85:1).  

Zum Vergleich: Die Stiftung 
Sozialfonds mit 1720 ange-
schlossenen Betrieben zählte 
9016 aktiv Versicherte und 
1210 Rentner (7,45:1). Die LLB 
Vorsorgestiftung mit 936 ange-
schlossenen Betrieben hatte 
7748 Versicherte und 935 Ren-
tenbezüger (8,29:1).  

Warum braucht es ein 
Massnahmenpaket? 

Die Regierung will die SPL neu 
ausrichten – das Wort «Sanie-
rung» vermeidet sie geflis-
sentlich. Das Hauptproblem 
ist die Umverteilung innerhalb 
der Pensionskasse: Die jungen 
Versicherten finanzieren die 
Renten quer. In den letzten 
zehn Jahren sind damit über 
100 Millionen Franken von 
Jung zu Alt geflossen. Das soll 
mit der Neuausrichtung ge-
stoppt werden.  

Warum stimmt das Volk 
nun darüber ab? 

Weil eine Gruppe unter der Fe-
derführung des DpL-Abgeord-
neten Herbert Elkuch das Refe-
rendum ergriffen hat, nachdem 
der Landtag vier von fünf Mass-
nahmen des Pakets gutgeheis-
sen hat.   

Woran stört sich diese 
Gruppe? 

Hauptsächlich an zwei Punk-
ten. Erstens kritisiert sie, dass 
die an die Pensionskasse ausbe-
zahlten zinslosen Darlehen in 
Eigenkapital umgewandelt wer-
den. Es geht um eine Summe 
von 93,5 Millionen Franken – 
diese werde an die SPL «ver-
schenkt». Zweitens stösst sich 
die Gruppe an der Ausfinanzie-
rung der bestehenden Renten. 
Gemäss Plan der Regierung  
sollen für die bestehenden 
Renten, die nach 2014 gespro-
chen wurden, 46,7 Millionen 
Franken aufgewendet werden. 
Diese Ausgabe, die mit Steuer-
geld finanziert wird, hält das 
Referendumskomitee für un-
nötig.   

Was entgegnen die 
Befürworter? 

Sie argumentieren, dass 
die Ausfinanzierung die 
unerwünschte Umver-
teilung zumindest teil-
weise beseitigt. Als 
positiver Nebeneffekt 
verbessert sich der 
Deckungsgrad der 
Kasse, wenn das 
Geld eingeschos-
sen wird. Weiter 
führen die Be-
fürworter an, 
dass das Darle-
hen eine der 
beiden Haupt-
ursachen für 
die heutigen 
Probleme der 
SPL dar-stelle. Stif-
tungsratspräsident 
Michael Hanke 
sagte zum «Vater-
land»: «Solange 
das Darlehen 
Fremdkapital ist, 
zählt es nicht 

zum Deckungsgrad. Und so-
lange es nicht zum Deckungs-
grad zählt, bleibt das Risiko, 
dass die staatliche Pensions-
kasse in naher Zukunft noch-
mals saniert werden muss, 
hoch.»   

Was heisst hier  
«nochmals saniert»? 

Vor rund zehn Jahren musste 
die Vorgängerorganisation der 
SPL mit einem dreistelligen 
Millionenbetrag saniert wer-
den, weil eine Deckungslücke 
von über 300 Millionen Fran-
ken im Vorsorgewerk klaffte. 
Ein Teil der «Rettungsaktion», 
über die letztlich das Volk ab-
stimmte, beinhaltete das nun 
im Kreuzfeuer stehende Darle-
hen. Gesetzlich vorgeschrieben 
wurde, dass es zurückgezahlt 
werden muss. Dass dieser Pas-
sus nun gestrichen 
werden soll, be-
mängelt das 
Referen-
dumsko-
mitee.     

Warum muss denn der 
Staat schon wieder Geld 
einschiessen? 

Einige Faktoren haben un-
glücklich zusammengespielt. 
Der Rentneranteil der SPL ist 
im Vergleich zu allen anderen 
Kassen im Land sehr hoch. 
Dazu kommt, dass die Pensi-
onskasse bei der Sanierung vor 
zehn Jahren nicht komplett aus-
finanziert wurde, wodurch der 
Neustart auf tiefem Niveau be-
gann. Ausserdem hat das Nied-
rigzinsumfeld der Kasse einen 
Strich durch die Rechnung ge-
macht. 

Sind die Gegner gegen 
das ganze Paket? 

Das ist die Krux an der Sache: 
nein. Das Massnahmepaket be-
inhaltet neben der Ausfinanzie-

rung der bestehenden 

Renten und der Umwandlung 
des Darlehens in Eigenkapital 
noch zwei weitere Punkte. An 
diesen hat das Referendumsko-
mitee nichts zu bemängeln. Ab-
gestimmt werden kann aber 
nur über das gesamte Paket.  

Welche Punkte sind 
unbestritten? 

Erstens: Die Ausgliederung der 
Pensionisten, die vor 2014 in 
Rente gegangen sind.  Ihre Ren-
te wurde noch unter dem Leis-
tungsprimat berechnet. Das 
heisst: Sie erhalten rund 50 Pro-
zent ihres letzten Lohns. Weil 
insbesondere diese Renten 
hohe Umverteilungen von Jung 
zu Alt auslösen, sollen sie in ein 
geschlossenes Vorsorgewerk – 
eine «Rentnerkasse» – über-
führt werden. Zum Zweiten hat 
das Referendumskomitee auch 
nichts gegen die neue Möglich-

keit, dass künftig variable 
Renten möglich sein 

sollen.   

Warum stimmt das Land 
denn nicht nur über die 
strittigen Punkte ab? 

Weil das bei dieser Ausgangsla-
ge nicht möglich ist. 

Hätte der Landtag von sich 
aus eine Abstimmung beschlos-
sen, hätte er festlegen können, 
dass über einzelne Teile des  
Gesetzes abgestimmt werden 
kann. Da das Referendum im 
aktuellen Fall aus einer Bevöl-
kerungsgruppe heraus ergrif-
fen wurde, muss über das  
gesamte Gesetz abgestimmt 
werden. 

Könnte die Regierung 
nicht einfach die  
unstrittigen Punkte 
nochmals vorlegen? 

Theoretisch schon. Nur betont 
Regierungschef Daniel Risch 
auf Anfrage, dass die Umset-
zung von Einzelmassnahmen 
nicht sinnvoll sei. «Gerade die 
auch vom Referendumskomi-
tee unterstützte Massnahmen 
der variablen Rente kann nur 
dann funktionieren, wenn die 
SPL hinsichtlich Risikofähig-
keit ähnlich zu anderen Kassen 
aufgestellt ist», so Risch. Ohne 
die Umwandlung des Darle-
hens in Eigenkapital und die 
teilweise Übernahme der be-
reits erfolgten Umverteilung 
würde die variable Rente von 
den Versicherten nicht gewählt 
und wäre wirkungslos. «Ich 
würde einer zukünftigen Re-
gierung persönlich davon abra-
ten, mit einzelnen Pflastern 
das Problem lösen zu wollen», 
meint Risch in Richtung seiner 
Nachfolger. Nur ein Paket kön-
ne die Probleme der SPL nach-
haltig lösen.  

Was passiert, wenn die 
Gegner gewinnen? 

Dann wird das gesamte Paket, 
das vom Landtag mit 22 von  
25 Stimmen beschlossen wor-
den ist, nicht umgesetzt. Dies 
gilt auch für die Massnahmen, 
die für das Referendumskomi-
tee unstrittig sind. Die Folge 
eines Neins am 1. Dezember 
beschreibt die Regierung auf 
ihrer Webseite so: «Die aufge-
zeigten Probleme der SPL wer-
den nicht gelöst. Die Probleme 
lösen sich nicht von selbst. Mit 
einem Nein wird eine nachhal-
tige und zum jetzigen Zeit-
punkt noch gut finanzierbare 
Lösung verhindert.» Die Um-
verteilung würde munter wei-
tergehen.
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